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ropdiijche Aararüniort 
Ende März haben in Paris die ersten Verhandlungen über die Europäische Agrarunion begonnen. 

Genau vor einem Jahr ließ die französische Regierung durch den Generalsekretär des Europarates den 
Regierungen der Marshallplanländer sowie Österreichs, Portugals und der Schweiz ein Memorandum 
über eine Agrarunion überreichen und zu einer Konferenz einladen, welche „die Aufgabe haben wird, 
die Schaffung einer gemeinsamen Organisation für die wichtigsten landwirtschaftlichen Märkte vorzu- 
bereiten“. Man hat sich also ziemlich viel Zeit gelassen. Immerhin sind in den Kommissionen des 

Europarates und der OEEC einige Vorarbeiten geleistet worden. Die Antworten der Regierungen zum 
Inhalt des Memorandums sind sehr vorsichtig gehalten, und das Memorandum selbst war eine kürzer 
und allgemeiner gehaltene Fassung des Planes, den der Landwirtschaftsminister Pflimlin ausgearbeitet 
hat. 

Es sieht heute so aus, als ob sich zunächst nur die Schumanplanländer aktiv an den Unterhand- 
lungen beteiligen werden. Großbritannien, die nordischen Staaten und die Schweiz stehen abseits. 

Sie sind insbesondere nicht bereit, Souveränitätsrechte an eine europäische Agrarbehörde abzutreten, 
die der französische Plan vorsieht und die nach Art der Schumanplan-Organisation auch verbindliche 
Anordnungen treffen kann. Die Beschränkung einer Agrarunion auf Frankreich, Deutschland, Italien 
und die drei Beneluxländer mag zunächst die Verhandlungen erleichtern, sie wird aber andererseits 
auch die Möglichkeiten für die handelspolitischen Methoden einer „kleineuropäischen“ Union stark be- 
grenzen. Es müssen nämlich Lösungen gefunden werden, welche den Handelsverflechtungen mit den 
nichtteilnehmenden Ländern gerecht werden und die Verpflichtungen, die inzwischen im General Agree- 

ment of Tariffs and Trade (GATT) übernommen worden sind, nicht verletzen. Die Länder der zu- 
künftigen Agrarunion dürfen sich von den übrigen europäischen Ländern und von den Überseeländern 
durch Schutzzölle und andere Handelshemmnisse nicht stärker abschließen als bisher. Nach den Be- 
stimmungen des Genfer Tarifabkommens werden Zollunionen als Zwischenlösungen auf dem Wege zu 
einem multilateralen Welthandel anerkannt, wenn die gegenüber anderen Ländern angewandten ge- 
meinsamen Tarife nicht höher liegen als der Durchschnitt der bisher von den Einzelstaaten angewandten 
Zölle. Infolgedessen ist die Außenhandelspolitik einer Agrarunion auch an die Vereinbarungen der 
Zollkonferenz von Torquay gebunden. 

Wie soll nun diese nach Umfang und Bewegungsfreiheit beschränkte Agrarunion aussehen? Das 
französische Memorandum schlägt eine straffe Organisation vor, nach dem Beispiel des Schumanplans, 
mit einer Obersten Behörde, beratender Versammlung, Ministerrat und Gerichtshof. Diese Organisation 
soll nicht nur Ratschläge geben, sondern auch Entscheidungsbefugnisse erhalten. Sie soll „in der Lage 
sein, die Stabilität des Marktes mit der erforderlichen Elastizität und Schnelligkeit zu gewährleisten“. 
Eine Organisation der Märkte auf der Grundlage von Verträgen sei zu unbeweglich, um sich den 
wechselnden Bedingungen der Mengen- und Preisbewegung anzupassen. Die Erfahrung habe gezeigt, 
daß Institutionen, wie die OEEC, die nach ihrer Satzung Beschlüsse nur einstimmig fassen kann, prak- 
tisch gelähmt seien. Gegen die vorgeschlagene Form des Landwirtschaftspools sind inzwischen schon 
starke Bedenken geäußert worden. Man könne die Landwirtschaft nicht in derselben Weise organi- 
sieren wie Kohle und Eisen. Hier habe man es mit einigen Hundert stark konzentrierten Betriebe zu 
tun, dort aber mit Millionen von Bauernwirtschaften. Dazu hat der französische Landwirtschaftsminister 
erklären lassen, daß an eine direkte Einwirkung auf die einzelnen Betriebe nicht gedacht sei. Es soll 
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nur auf die Märkte eingewirkt werden, d. h. auf Einfuhren, Ausfuhren, Bevorratung und dadurch auf 
die Preise, welche dann ihrerseits die Produktion steuern. Auch dann bleiben noch verschiedene Be- 
denken, so z. B. die Befürchtung, es könne zu planwirtschaftlichen Konstruktionen kommen, die weit 
über das hinausgehen, was heute in vielen Ländern noch als Erbe aus der großen Wirtschaftskrise und 
aus der Kriegszeit erhalten ist. Andere fürchten, daß die Behörde Mehrheitsbeschlüsse fassen könnte, 
die über ihre Interessen hinweggehen. 

Gegenüber solchen Einwendungen hat der französische Plan das Argument, daß man klein anfangen 
und mit den leichtesten Objekten beginnen wolle. Man könne sich dann von Erfahrung zu Erfahrung 
weitertasten. Die neue Organisation soll sich zunächst nur mit einigen wenigen Märkten beschäftigen 

und auch bei diesen Waren die Vereinheitlichung der Märkte in Etappen durchführen. Vorgeschlagen 
wurden Weizen, Zucker, Milcherzeugnisse und Wein. Die Regierungen können auch andere Vorschläge 
machen. Die Konferenz wird dann die Reihenfolge festlegen. Die Lösungen werden sich den jeweiligen 
besonderen Bedingungen anpassen. Dagegen liegt der Einwand nahe, daß bei der Verbundenheit aller 
Märkte Regelungen auf einigen Gebieten unerwünschte Rückwirkungen auf das Betriebsgefüge haben 
würden. Umstellungen, die im ersten Stadium der Agrarunion vorgenommen werden, mögen sich als 
verfehlt herausstellen, wenn weitere Produkte in die Regelungen einbezogen werden. Es kann sein, 
daß solche Schwierigkeiten schnell zu einer Lösung für alle Märkte drängen. Für ein sofortiges Vor- 
gehen auf breiter Grundlage spricht auch, daß dann alle Länder von Anfang an genügend an der Union 
interessiert sind. Ferner sind erst bei einer Vielzahl von Produkten wechselseitige Kompensationen in 
genügender Anzahl möglich. Ja, es genügt nicht einmal, daß solche Kompensationen bei Agrarerzeug- 
nissen gegeben werden, sie müssen sich bei Agrarimportländern auch auf Industrieprodukte erstrecken. 

Die Liberalisierung im Rahmen der OEEC hat dem Rechnung getragen, indem gleichmäßig bei den 
großen Gruppen: Rohstoffe, Nahrungsmittel und Fertigwaren zunächst 50 v. H., dann 60 v. H. und zuletzt 
75 v. H. des Außenhandels (Basisjahr 1948) von Mengenkontingenten und Devisenbewirtschaftung zu be- 
freienwaren. Auf diese Weise erhält ein Land, das mehr landwirtschaftliche Erzeugnisse aufnehmen muß 

als bisher, eine Kompensation durch die Erleichterung seiner Industrieausfuhr. So kann die Zunahme 
an Kaufkraft, die aus dem höheren Beschäftigungsgrad der verarbeitenden Industrie folgt, jenen 
Druck von den Agrarmärkten wegnehmen, der durch erhöhte Einfuhr verursacht wurde. Dies ist be- 
sonders für Deutschland wichtig. Verhandlungen über die Agrarunion müssen deshalb eng gekoppelt 
werden mit den Liberalisierungsbestrebungen und dem Produktionsprogramm der OEEC. Man sollte 
diese Organisation mit ihren Gremien von Sachverständigen, die seit langem mit den europäischen Fra- 

gen vertraut sind, auch für die Agrarunion federführend machen und gleichzeitig die Vertretung der Euro- 
päischen Bauernverbände in Paris (CEA) maßgebend beteiligen. 

Die Agrarunion, die man als Fortsetzung der Liberalisierung mit anderen Mitteln bezeichnen könnte, 
wird sich auch mit dem Problem der Zahlungsbilanzen auseinandersetzen müssen. Der Kreditfonds der 
Europäischen Zahlungsunion (EZU) hat sich angesichts der starken Schwankungen in den Zahlungs- 
bilanzen der europäischen Länder als zu klein erwiesen. Deshalb pendelt der Außenhandel zwischen 
zeitweiser Befreiung und Beschränkung hin und her. Noch hat Europa schwer zu tragen an den Folgen 
des Krieges: Verlust der deutschen Ostgebiete, Abtrennung der deutschen Ostzone und Südosteuropas, 
Verlust des holländischen Kolonialreiches und der englischen Kapitalanlagen in Übersee, Verteidi- 
gungsaufgaben Frankreichs in Hinterindien usw. Rüstungsausgaben kommen als neue Belastung hinzu. 
Noch kann Europa, trotz Marshallplanhilfe, nicht auf eigenen Füßen stehen. Es war der Sinn der Libe- 
ralisierung, durch Abbau der Handelsschranken die Vorteile eines größeren und ausgeglichenen Marktes 
herbeizuführen, durch bessere Standortverteilung und Spezialisierung bei niedrigeren Produktions- 
kosten mehr zu produzieren und das Realeinkommen zu heben. Diese Forderung gilt auch für eine Agrar- 
union und ist nicht weniger dringlich geworden, wenn sie auch bei dem Ruf nach Mehrproduktion an- 
scheinend etwas in den Hintergrund getreten ist. Es handelt sich nicht um Mehrproduktion „um jeden 
Preis“, sondern um die europäische Frage, daß neue Investitionen nach kostenwirtschaftlichen Gesichts- 
punkten dort vorgenommen werden, wo sie den höchsten Erfolg versprechen. Aus wirtschaftlichen, sozi- 
alen und politischen Gründen können sich die europäischen Länder einen Rückfall in nationalwirt- 
schaftlichen Egoismus nicht mehr leisten. Liberalisierung oder Agrarunion: auf diesem Wege muß 
weitergegangen werden! 


